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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

zu dem Vertrag vom 1. August 2006 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Madagaskar 
über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz 
von Kapitalanlagen 

A. Problem und Ziel 

Durch den Vertrag werden Direktinvestitionen völkerrechtlich abgesi- 
chert, insbesondere durch Gewährleistung des freien Transfers von 
Kapital und Erträgen, Vereinbarung von Inländerbehandlung und 
Meistbegünstigung, Eigentumsschutz und Entschädigungspflicht im 
Falle von Enteignungen sowie Rechtsweggarantie und internationaler 
Schiedsgerichtsbarkeit. 

B. Lösung 

Mit dem Vertragsgesetz sollen die Voraussetzungen nach Artikel 59 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes für eine Ratifikation des Vertrages 
geschaffen werden. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Finanzielle Auswirkungen 

1 . Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand 
Keine 

2. Vollzugsaufwand 
Kein Vollzugsaufwand 
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E. Sonstige Kosten 

Kosten für die Wirtschaft und für soziale Sicherungssysteme entste- 
hen nicht. Ebenso ergeben sich keine Auswirkungen auf Einzelpreise, 
Preisniveau und Verbraucherpreisniveau. 

F. Bürokratiekosten 

Keine 
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Blinüksrepijbi.ik Deutschi. and 


Berlin, 22 . Februar 2008 


DIE Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 1 . August 2006 zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Republik Madagaskar über die 
gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 

mit Begründung und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie und das 
Auswärtige Amt. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Abs. 1 NKRG 
ist als Anlage 2 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 841 . Sitzung am 1 5. Februar 2008 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Gesetzentwurf keine 
Einwendungen zu erheben. 

Mit freundlichen Grüßen 
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Anlage 1 


Entwu rf 

Gesetz 

zu dem Vertrag vom 1. August 2006 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Republik Madagaskar 
über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz 

von Kapitalanlagen 

Vom 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz 
beschlossen: 


Artikel 1 

Dem in Berlin am 1 . August 2006 Unterzeichneten Vertrag zwischen der Bun- 
desrepublik Deutschland und der Republik Madagaskar über die gegenseitige 
Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen wird zugestimmt. 
Der Vertrag wird nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 1 4 Abs. 2 in Kraft tritt, ist 
im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 


Drucksache 16/8252 


-6- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 

Auf den Vertrag ist Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes anzuwenden, da 
er sich auf Gegenstände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 1 05 Abs. 3 des Grundgeset- 
zes erforderlich, weil das im Vertrag vereinbarte Diskriminierungsverbot sich 
auch auf Steuern bezieht, deren Aufkommen den Ländern oder den Gemeinden 
ganz oder zum Teil zufließt. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Erfordernis des Artikels 82 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Tag, an dem der Vertrag nach seinem Artikel 14 Abs. 2 in 
Kraft tritt, im Bundesgesetzblatt bekannt zu geben. 

Schlussbemerkung 

Bund, Länder und Gemeinden werden durch die Ausführung des Gesetzes nicht 
mit Kosten belastet. Bürokratiekosten ergeben sich nicht. Ebenso sind damit 
keine Auswirkungen auf Einzelpreise, Preisniveau und Verbraucherpreisniveau 
verbunden, da es sich um einen Rechtsrahmen handelt, der über den in der 
Bundesrepublik Deutschland ohnehin bestehenden Rechtsschutz nicht hinaus- 
geht. 

Kosten bei Wirtschaftsunternehmen, insbesondere bei mittelständischen Unter- 
nehmen, entstehen durch die Ausführung des Gesetzes nicht, da es ausschließ- 
lich einen erweiterten völkerrechtlichen Rechtsschutz für Investitionen in Mada- 
gaskar schafft. 
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Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Madagaskar 

über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Traite 

entre la Republique föderale d’Allemagne 
et la Republique de Madagascar 

relatif ä l’encouragement et ä la protection mutuels des investissements 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

die Republik Madagaskar - 

in dem Wunsch, die wirtschaftliche Zusammenarbeit zwi- 
schen beiden Staaten zu vertiefen, 

in dem Bestreben, günstige Bedingungen für Kapitalanlagen 
von Investoren des einen Staates im Hoheitsgebiet des anderen 
Staates zu schaffen, 

in der Erkenntnis, dass eine Förderung und ein vertraglicher 
Schutz dieser Kapitalanlagen geeignet sind, die private wirt- 
schaftliche Initiative zu beleben und den Wohlstand beider Völ- 
ker zu mehren - 

haben Folgendes vereinbart: 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Vertrags 

1 . umfasst der Begriff „Kapitalanlagen“ Vermögenswerte jeder 
Art, die von Investoren des einen Vertragsstaats im Einklang 
mit den Gesetzen und sonstigen Vorschriften des anderen 
Vertragsstaats angelegt werden, insbesondere 

a) Eigentum an beweglichen und unbeweglichen Sachen 
sowie sonstige dingliche Rechte wie Hypotheken und 
Pfandrechte; 

b) Anteilsrechte an Gesellschaften und andere Arten von 
Beteiligungen an Gesellschaften; 

c) Ansprüche auf Geld, das verwendet wurde, um einen 
wirtschaftlichen Wert zu schaffen, oder Ansprüche auf 
Leistungen, die einen wirtschaftlichen Wert haben; 

d) Rechte des geistigen Eigentums, wie insbesondere Ur- 
heberrechte, Patente, Gebrauchsmuster, gewerbliche 
Muster und Modelle, Marken, Handelsnamen, Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse, technische Verfahren, Know- 
how und Goodwill; 

e) kraft Gesetzes oder aufgrund Rechtsgeschäfts erteilte 
kommerzielle Konzessionen, insbesondere Konzessio- 
nen für Aufsuchung und Gewinnung, den Anbau, die Er- 
forschung oder den Abbau von natürlichen Ressourcen; 

eine Änderung der Form, in der Vermögenswerte angelegt 
werden, lässt ihre Eigenschaft als Kapitalanlage unberührt, 
vorausgesetzt, diese Änderung steht im Einklang mit den 
Gesetzen und sonstigen Vorschriften des anderen Vertrags- 
staats; 


La Republique föderale d’Allemagne 
et 

la Republique de Madagascar, 

desireuses d’approfondir la Cooperation economique entre 
les deux Etats, 

soucieuses de creer des conditions favorables aux investisse- 
ments des investisseurs de l’un des deux Etats sur le territoire 
de l’autre, 

reconnaissant qu’un encouragement et une protection con- 
tractuelle de ces investissements sont susceptibles de stimuler 
l’initiative economique privee et d’augmenter la prosperite des 
deux peuples, 

sont convenues de ce qui suit; 

Article 1®'' 

Definitions 

Aux fins du present Traite; 

1 . le terme «investissements« comprend toutes les categories 
de biens, investis par les investisseurs d’un Etat contractant 
conformement ä la legislation et ä la reglementation de 
l’autre Etat contractant, notamment 

a) la propriete de biens meubles et immeubles ainsi que 
tous autres droits reels tels qu’hypotheques et droits de 
gage; 

b) les droits de participation ä des societes et autres sortes 
de participation ä des societes; 

c) les creances relatives ä des capitaux qui ont ete utilises 
pour creer une valeur economique ou les creances relati- 
ves ä des prestations presentant une valeur economique; 

d) les droits de propriete intellectuelle, notamment les 
droits d’auteur, brevets, modeles d’utilite, dessins et 
modeles industriels, marques, noms commerciaux, 
secrets d’entreprise et d’affaires, procedes techniques, 
le savoir-faire et le survaloir; 

e) les concessions commerciales accordees par la ioi ou en 
vertu d’un contrat, notamment les concessions relatives 
ä la prospection et l’exploitation, la culture, l’exploration 
ou l’extraction des ressources naturelles; 

les modifications de la forme sous laquelle les biens sont 
investis n’affecteront pas leur qualite d’investissement ä 
condition que ces modifications soient conformes ä la legis- 
lation et ä ia reglementation de l’autre Etat contractant; 
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2. bezeichnet der Begriff „Erträge“ diejenigen Beträge, die auf 
eine Kapitalanlage für einen bestimmten Zeitraum anfallen, 
wie Gewinnanteile, Dividenden, Zinsen, Lizenz- oder andere 
Entgelte; 

3. bezeichnet der Begriff „Investor“ 

a) in Bezug auf die Bundesrepublik Deutschland: 

- Deutsche im Sinne des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland, 

- jede juristische Person sowie jede Handelsgesell- 
schaft oder sonstige Gesellschaft oder Vereinigung 
mit oder ohne Rechtspersönlichkeit, die ihren Sitz im 
Hoheitsgebiet der Bundesrepublik Deutschland hat, 
gleichviel, ob ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist 
oder nicht, 

b) in Bezug auf die Republik Madagaskar: 

- Madagassen im Sinne der für die Republik Madagas- 
kar geltenden Gesetze, 

- juristische Personen, Firmen oder Vereinigungen, die 
im Einklang mit den im Hoheitsgebiet der Republik 
Madagaskar geltenden Gesetzen und sonstigen Vor- 
schriften gebildet oder gegründet sind, gleichviel, ob 
ihre Tätigkeit auf Gewinn gerichtet ist oder nicht. 

Artikel 2 
Förderung 

und Zulassung von Kapitalanlagen 

(1) Jeder Vertragsstaat wird in seinem Hoheitsgebiet Kapital- 
anlagen von Investoren des anderen Vertragsstaats nach Mög- 
lichkeit fördern und diese Kapitalanlagen in Übereinstimmung 
mit seinen Rechtsvorschriften zulassen. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird die Kapitalanlagen von Investo- 
ren des anderen Vertragsstaats in jedem Fall gerecht und billig 
behandeln. 

(3) Ein Vertragsstaat wird die Verwaltung, die Erhaltung, den 
Gebrauch oder die Nutzung der Kapitalanlagen von Investoren 
des anderen Vertragsstaats oder die Verfügung über solche Ka- 
pitalanlagen in seinem Hoheitsgebiet in keiner Weise durch will- 
kürliche oder diskriminierende Maßnahmen beeinträchtigen. 

Artikel 3 

Inländerbehandlung 
und Meistbegünstigungsklausel 

(1) Jeder Vertragsstaat behandelt Kapitalanlagen in seinem 
Hoheitsgebiet, die im Eigentum oder unter dem Einfluss von In- 
vestoren des anderen Vertragsstaats stehen, nicht weniger 
günstig als Kapitalanlagen der eigenen Investoren oder der In- 
vestoren dritter Staaten. 


(2) Jeder Vertragsstaat behandelt Investoren des anderen 
Vertragsstaats hinsichtlich ihrer Betätigung im Zusammenhang 
mit Kapitalanlagen in seinem Hoheitsgebiet nicht weniger güns- 
tig als seine eigenen Investoren oder Investoren dritter Staaten. 

(3) Diese Behandlung bezieht sich nicht auf Vorrechte, die ein 
Vertragsstaat den Investoren dritter Staaten wegen seiner Mit- 
gliedschaft in einer Zoll- oder Wirtschaftsunion, einem ge- 
meinsamen Markt oder einer Freihandelszone oder wegen sei- 
ner Assoziierung damit einräumt. 

(4) Die in diesem Artikel gewährte Behandlung bezieht sich 
nicht auf Vergünstigungen, die ein Vertragsstaat den Investoren 
dritter Staaten aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens 
oder sonstiger Vereinbarungen über Steuerfragen gewährt. 


2. le terme «produits» s’entend des montants verses pour une 
Periode determinee au titre d’un investissement, tels que les 
benefices, dividendes, interets, droits de licence ou autres 
remunerations; 

3. le terme «investisseur» s’entend 

a) en ce qui concerne la Republique föderale d’Allemagne: 

- des Allemands au sens de la Loi fondamentale pour 
la Republique föderale d’Allemagne; 

- de toute personne morale ainsi que de toute sociötö 
de commerce ou autre sociötö ou association, avec 
ou Sans personnalitö juridique, ayant son siöge sur le 
territoire de la Röpublique födörale d’Allemagne, 
indöpendamment de la question de savoir si son acti- 
vitö a un but lucratif ou non, 

b) en ce qui concerne la Röpublique de Madagascar: 

- des Malgaches au sens des lois en vigueur pour la 
Röpublique de Madagascar; 

- les personnes morales, firmes ou associations con- 
stituöes ou cröes conformöment aux lois et regle- 
ments en vigueur sur le territoire de la Röpublique de 
Madagascar, indöpendamment de la question de 
savoir si leur activitö a un but lucratif ou non. 


Article 2 
Promotion 

et admission des investissements 

(1) Chaque Etat contractant encouragera dans la mesure du 
possible les investissements des investisseurs de l’autre Etat 
contractant sur son territoire et admettra ces investissements en 
conformitö avec sa lögislation. 

(2) Dans chaque cas, chaque Etat contractant traitera les 
investissements des investisseurs de l’autre Etat contractant de 
fagon juste et öquitable. 

(3) Aucun des Etats contractants ne devra entraver, moyen- 
nant des mesures arbitraires ou discriminatoires, l’administra- 
tion, le maintien, l’usage, la jouissance ou la disposition des in- 
vestissements des investisseurs de l’autre Etat contractant sur 
son territoire. 


Article 3 

Traitement national 
et clause de la nation la plus favorisee 

(1) Aucun des Etats contractants ne soumettra, sur son terri- 
toire, les investissements dont des investisseurs de l’autre Etat 
contractant sont propriötaires ou qui sont soumis ä leur in- 
fluence, ä un traitement moins favorable que celui accorde aux 
investissements de ses propres investisseurs ou de ceux 
d’ Etats tiers. 

(2) Aucun des Etats contractants ne soumettra, sur son terri- 
toire, les investisseurs de l’autre Etat contractant, en ce qui 
concerne l’activitö qu’ils exercent en connexion avec des inves- 
tissements, ä un traitement moins favorable que celui accordö ä 
ses propres investisseurs ou ä ceux d’Etats tiers. 

(3) Ce traitement ne s’ötendra pas aux Privileges consentis 
par un Etat contractant aux investisseurs d’Etats tiers en raison 
de son appartenance ou association ä une union douaniere ou 
öconomique, un marchö commun ou une zone de libre öchange. 

(4) Le traitement accordö par le prösent article ne s’ötendra 
pas aux avantages accordös par un Etat contractant aux inves- 
tisseurs d’Etats tiers en vertu d’un accord sur la double imposi- 
tion ou de tout autre arrangement dans le domaine fiscal. 
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Artikel 4 

Schutz von Kapitalanlagen, 

Enteignung und Entschädigung 

(1) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats ge- 
nießen im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats vollen 
Schutz und volle Sicherheit. 

(2) Kapitalanlagen von Investoren eines Vertragsstaats dürfen 
im Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats nur zum allgemei- 
nen Wohl und gegen Entschädigung direkt oder indirekt enteig- 
net, verstaatlicht oder anderen Maßnahmen unterworfen wer- 
den, die in ihren Auswirkungen einer Enteignung oder Verstaatli- 
chung gleichkommen. Die Entschädigung muss dem Wert der 
enteigneten Kapitalanlage unmittelbar vor dem Zeitpunkt ent- 
sprechen, in dem die tatsächliche oder drohende Enteignung, 
Verstaatlichung oder vergleichbare Maßnahme öffentlich be- 
kannt wurde. Die Entschädigung muss unverzüglich geleistet 
werden und ist bis zum Zeitpunkt der Zahlung mit dem üblichen 
bankmäßigen Zinssatz zu verzinsen; sie muss tatsächlich ver- 
wertbar und frei transferierbar sein. Spätestens im Zeitpunkt der 
Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme 
muss in geeigneter Weise für die Festsetzung und Leistung der 
Entschädigung Vorsorge getroffen sein. Die Rechtmäßigkeit der 
Enteignung, Verstaatlichung oder vergleichbaren Maßnahme 
und die Höhe der Entschädigung müssen in einem ordentlichen 
Gerichtsverfahren nachgeprüft werden können. 

(3) Investoren eines Vertragsstaats, die durch Krieg oder 
sonstige bewaffnete Auseinandersetzungen, Revolution, Staats- 
notstand oder Aufruhr im Hoheitsgebiet des anderen Vertrags- 
staats Verluste an Kapitalanlagen erleiden, werden von diesem 
Vertragsstaat hinsichtlich der Rückerstattungen, Abfindungen, 
Entschädigungen oder sonstigen Gegenleistungen nicht weni- 
ger günstig behandelt als seine eigenen Investoren. Solche Zah- 
lungen müssen frei transferierbar sein. 

(4) Hinsichtlich der in diesem Artikel geregelten Angelegen- 
heiten genießen die Investoren eines Vertragsstaats im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats Meistbegünstigung. 


Artikel 5 
Freier Transfer 

Jeder Vertragsstaat gewährleistet den Investoren des anderen 
Vertragsstaats den freien Transfer der im Zusammenhang mit ei- 
ner Kapitalanlage stehenden Zahlungen, insbesondere 

a) des Kapitals und zusätzlicher Beträge zur Erhaltung oder 
Ausweitung der Kapitalanlage; 

b) der Erträge; 

c) der Beträge zur Rückzahlung von Darlehen; 

d) des Erlöses aus der vollständigen oder teilweisen Liquida- 
tion oder Veräußerung der Kapitalanlage; 

e) der in Artikel 4 vorgesehenen Entschädigungen. 

Artikel 6 

Eintritt in Rechte 

Leistet ein Vertragsstaat seinen Investoren Zahlungen auf- 
grund einer Gewährleistung für eine Kapitalanlage im Hoheits- 
gebiet des anderen Vertragsstaats, so erkennt dieser andere 
Vertragsstaat, unbeschadet der Rechte des erstgenannten Ver- 
tragsstaats aus Artikel 10, die Übertragung aller Rechte oder 
Ansprüche dieser Investoren kraft Gesetzes oder aufgrund 
Rechtsgeschäfts auf den erstgenannten Vertragsstaat an. Fer- 
ner erkennt der andere Vertragsstaat den Eintritt des erstge- 
nannten Vertragsstaats in alle diese Rechte oder Ansprüche 
(übertragene Ansprüche) an, welche der erstgenannte Vertrags- 
staat in demselben Umfang wie sein Rechtsvorgänger auszu- 
üben berechtigt ist. Für den Transfer von Zahlungen aufgrund 
der übertragenen Ansprüche gelten Artikel 4 Absätze 2 und 3 


Article 4 

Protection des investissements, 
expropriation et indemnisation 

(1) Les investissements des investisseurs d’un Etat contrac- 
tant jouiront sur le territoire de l’autre Etat contractant d’une 
protection et d’une securite integrales. 

(2) Les investissements des investisseurs d’un Etat contrac- 
tant ne pourront faire, ni directement ni indirectement, l’objet, 
sur le territoire de l’autre Etat contractant, d’une expropriation, 
nationalisation ou d’autres mesures dont les effets seraient 
equivalents ä ceux d’une expropriation ou d’une nationalisation, 
que pour des raisons d’utilite publique et contre indemnisation. 
L’indemnite devra correspondre ä la valeur qu’avait l’investisse- 
ment exproprie immediatement avant la date ä laquelle l’expro- 
priation, la nationalisation ou la mesure semblable, effectives ou 
imminentes, ont ete rendues publiques. L’indemnite devra etre 
versee sans delai et produire, jusqu’ä la date du versement, des 
interets calcules au taux bancaire usuel; eile devra etre effective- 
ment realisable et iibrement transferable. Au plus tard au mo- 
ment de l’expropriation, de la nationalisation ou de l’execution 
d’une mesure semblable, il devra etre pourvu de fagon adäquate 
ä la fixation et au versement de l’indemnite. La legalite de 
l’expropriation, de la nationalisation ou de la mesure semblable 
et le montant de l’indemnite devront pouvoir etre verifies par une 
procedure judiciaire ordinaire. 

(3) Les investisseurs d’un Etat contractant, dont les investis- 
sements auraient subi des pertes par l’effet d’une guerre ou d’un 
autre conflit arme, d’une revolution, d’un etat d’urgence national 
ou d’une erneute sur le territoire de l’autre Etat contractant, 
beneficieront de la part de ce dernier, en ce qui concerne les 
restitutions, indemnites, compensations ou autres contre- 
parties, d’un traitement qui ne sera pas moins favorable que 
celui accorde ä ses propres investisseurs. De tels versements 
devront etre Iibrement transferables. 

(4) En ce qui concerne les matieres reglees par le present 
article, les investisseurs de l’un des Etats contractants jouiront 
sur le territoire de l’autre du traitement de la nation la plus 
favorisee. 

Article 5 
Libre transfert 

Chaque Etat contractant garantira aux investisseurs de l’autre 
Etat contractant le libre transfert des versements effectues en 
connexion avec un investissement, notamment 

a) du Capital et des montants additionnels destines au maintien 
ou ä l’augmentation de l’investissement; 

b) des produits; 

c) des versements destines au remboursement d’emprunts; 

d) des recettes tirees de la liquidation ou de l’alienation, 
partielle ou totale, de l’investissement; 

e) des indemnites prevues ä l’article 4 du present Traite. 

Article 6 
Subrogation 

Si un Etat contractant, en vertu d’une garantie donnee pour 
un investissement sur le territoire de l’autre Etat contractant, 
effectue des versements ä ses propres investisseurs, l’autre Etat 
contractant, sans prejudice des droits du premier Etat contrac- 
tant decoulant de l’article 10 du present Traite, reconnaitra la 
transmission par l’effet de la loi ou d’un contrat, de tous les 
droits ou revendications de ces investisseurs au premier Etat 
contractant. En outre, l’autre Etat contractant reconnaitra la 
Subrogation en faveur du premier Etat contractant dans tous ces 
droits et revendications (revendications transmises) que le 
premier Etat contractant sera autorise ä exercer dans la meme 
mesure que son predecesseur. En ce qui concerne le transfert 
des versements au titre des revendications transmises, les 
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und Artikel 5 entsprechend. 


Artikel 7 
Transfergarantie 

(1) Transferierungen nach Artikel 4 Absätze 2 oder 3, Artikel 5 
oder Artikel 6 erfolgen unverzüglich zu dem am Tag des Trans- 
fers geltenden Marktkurs. 

(2) Gibt es keinen Devisenmarkt, so gilt der Kreuzkurs (cross 
rate), der sich aus denjenigen Umrechnungskursen ergibt, die 
der Internationale Währungsfonds zum Zeitpunkt der Zahlung 
Umrechnungen der betreffenden Währungen in Sonderzie- 
hungsrechte zugrunde legen würde. 

Artikel 8 

Verhältnis zu anderen Bestimmungen 

(1) Ergibt sich aus den Rechtsvorschriften eines Vertrags- 
staats oder aus völkerrechtlichen Verpflichtungen, die neben 
diesem Vertrag zwischen den Vertragsstaaten bestehen oder in 
Zukunft begründet werden, eine allgemeine oder besondere 
Regelung, durch die den Kapitalanlagen der Investoren des 
anderen Vertragsstaats eine günstigere Behandlung als nach 
diesem Vertrag zu gewähren ist, so geht diese Regelung dem 
vorliegenden Vertrag insoweit vor, als sie günstiger ist. 

(2) Jeder Vertragsstaat wird jede andere Verpflichtung einhal- 
ten, die er in Bezug auf Kapitalanlagen von Investoren des ande- 
ren Vertragsstaats in seinem Hoheitsgebiet übernommen hat. 

Artikel 9 
Geltungsbereich 

Dieser Vertrag gilt auch für Kapitalanlagen, die Investoren des 
einen Vertragsstaats in Übereinstimmung mit den Rechtsvor- 
schriften des anderen Vertragsstaats in dessen Hoheitsgebiet 
schon vor dem Inkrafttreten dieses Vertrags vorgenommen ha- 
ben. Demgegenüber sind die Kapitalanlagen betreffenden Strei- 
tigkeiten, welche vor Inkrafttreten aufgetreten sind, von diesem 
Vertrag nicht erfasst. 

Artikel 10 

Beilegung von Streitigkeiten 
zwischen den Vertragstaaten 

(1) Streitigkeiten zwischen den Vertragsstaaten über die Aus- 
legung oder Anwendung dieses Vertrags sollen, soweit möglich, 
durch die Regierungen der beiden Vertragsstaaten beigelegt 
werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht beigelegt wer- 
den, so ist sie auf Verlangen eines der beiden Vertragsstaaten 
einem Schiedsgericht zu unterbreiten. 

(3) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall gebildet, indem 
jeder Vertragsstaat ein Mitglied bestellt und beide Mitglieder 
sich auf den Angehörigen eines dritten Staates als Obmann eini- 
gen, der von den Regierungen der beiden Vertragsstaaten zu 
bestellen ist. Die Mitglieder sind innerhalb von zwei Monaten, 
der Obmann innerhalb von drei Monaten zu bestellen, nachdem 
der eine Vertragsstaat dem anderen mitgeteilt hat, dass er die 
Streitigkeit einem Schiedsgericht unterbreiten will. 

(4) Werden die in Absatz 3 genannten Fristen nicht eingehal- 
ten, so kann in Ermangelung einer anderen Vereinbarung jeder 
Vertragsstaat den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs 
bitten, die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Besitzt 
der Präsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden Ver- 
tragsstaaten oder ist er aus einem anderen Grund verhindert, so 
soll der Vizepräsident die Ernennungen vornehmen. Besitzt 
auch der Vizepräsident die Staatsangehörigkeit eines der beiden 
Vertragsstaaten oder ist auch er verhindert, so soll das im Rang 
nächstfolgende Mitglied des Gerichtshofs, das nicht die Staats- 


dispositions des paragraphes 2 et 3 de l’article 4 ainsi que de 
l’article 5 du present Traite seront applicables mutatis mutandis. 

Article 7 

Garantie des transferts 

(1) Les transferts vises aux paragraphes 2 ou 3 de l’article 4, 
ä l’article 5 ou ä l’article 6 du present Traite seront effectues sans 
delai au cours pratique sur le marche ä la date du transfert. 

(2) A defaut de marche des devises, on appliquera le taux 
croise resultant des cours de change qu’appliquerait le Fonds 
Monetaire International ä la date du versement pour convertir les 
monnaies respectives en droits de tirage speciaux. 


Article 8 

Relations avec d’autres dispositions 

(1) S’il resulte de la legislation d’un Etat contractant ou 
d’obligations de droit international qui existent actuellement ou 
seront fondees ä l’avenir entre les Etats contractants en dehors 
du present Traite, une reglementation generale ou particuliere 
qui accorde aux investissements des investisseurs de l’autre 
Etat contractant un traitement plus favorable que celui prevu 
dans le present Traite, cette reglementation primera le present 
Traite dans la mesure oü eile est plus favorable. 

(2) Chaque Etat contractant respectera tout autre engage- 
ment qu’il aura contracte au sujet des investissements, sur son 
territoire, des investisseurs de l’autre Etat contractant. 

Article 9 

Champ d’application 

Le present Traite sera egalement applicable aux investisse- 
ments que des investisseurs de l’un des Etats contractants 
auront, en conformite avec la legislation de l’autre Etat contrac- 
tant, effectues sur le territoire de ce dernier des avant l’entree en 
vigueur du present Traite. Toutefois, les differends relatifs aux 
investissements qui sont survenus avant l’entree en vigueur, ne 
sont pas Couverts par ce Traite. 

Article 10 

Reglement de differends 
entre Etats contractants 

(1) Les differends entre les Etats contractants relatifs ä l’inter- 
pretation ou l’application du present Traite devraient, autant que 
possible, etre regles par les Gouvernements des deux Etats 
contractants. 

(2) Si un differend ne peut etre regle de cette fagon, il sera 
soumis ä un tribunal d’arbitrage sur demande de l’un des deux 
Etats contractants. 

(3) Le tribunal d’arbitrage sera constitue ad hoc; chaque Etat 
contractant nommera un membre et les deux membres se 
mettront d’accord pour choisir comme President le ressortissant 
d’un Etat tiers qui sera nomme par les Gouvernements des deux 
Etats contractants. Les membres seront nommes dans un delai 
de deux mois, le President dans un delai de trois mois apres que 
l’un des Etats contractants aura fait savoir ä l’autre qu’il desire 
soumettre le differend ä un tribunal d’arbitrage. 

(4) Si les delais prevus au paragraphe 3 ne sont pas observes 
et ä defaut d’un autre arrangement, chaque Etat contractant 
pourra prier le President de la Cour Internationale de Justice de 
proceder aux nominations necessaires. Au cas oü le President 
serait ressortissant de l’un des deux Etats contractants, ou s’il 
etait empeche pour une autre raison, il appartiendrait au Vice- 
President de proceder aux nominations. Si le Vice-President 
etait, lui aussi, ressortissant de l’un des deux Etats contractants 
ou s’il etait egalement empeche, c’est au membre de la Cour 
suivant immediatement dans la hierarchie et qui n’est pas 
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angehörigkeit eines der beiden Vertragsstaaten besitzt, die Er- 
nennungen vornehmen. 

(5) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehrheit. 
Seine Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertragsstaat trägt 
die Kosten seines Mitgiieds sowie seiner Vertretung in dem Ver- 
fahren vor dem Schiedsgericht; die Kosten des Obmanns sowie 
die sonstigen Kosten werden von den beiden Vertragsstaaten zu 
gieichen Teiien getragen. Das Schiedsgericht kann eine andere 
Kostenregeiung treffen, im Übrigen regeit das Schiedsgericht 
sein Verfahren seibst. 


Artikel 11 

Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
einem Investor und einem Vertragsstaat 

(1) Streitigkeiten in Bezug auf Kapitaianiagen zwischen einem 
der Vertragsstaaten und einem investor des anderen Vertrags- 
staats soiien, soweit mögiich, zwischen den Streitparteien güt- 
iich beigelegt werden. 

(2) Kann eine Streitigkeit innerhalb einer Frist von sechs Mo- 
naten ab dem Zeitpunkt ihrer Geltendmachung durch eine der 
beiden Streitparteien nicht beigelegt werden, so wird sie auf Ver- 
langen des Investors des anderen Vertragsstaats wahlweise 
einem der nachstehend genannten Verfahren oder beiden nach- 
einander unterworfen: 

1. einem Gerichtsverfahren in dem Vertragsstaat, in dessen 
Hoheitsgebiet die Kapitalanlage vorgenommen wurde; 

2. einem Schiedsverfahren des Internationalen Zentrums zur 
Beilegung von Investitionsstreitigkeiten (ICSID) zwecks Bei- 
legung oder schiedsrichterlicher Entscheidung nach dem 
Übereinkommen zur Beilegung von Investitionsstreitigkeiten 
zwischen Staaten und Angehörigen anderer Staaten, das am 
18. März 1965 in Washington zur ünterzeichnung aufgelegt 
worden ist, es sei denn, die Streitparteien treffen eine ande- 
re Vereinbarung. 

(3) Der Schiedsspruch ist bindend und unterliegt keinen an- 
deren als den in dem genannten Übereinkommen vorgesehenen 
Rechtsmitteln oder sonstigen Rechtsbehelfen. Er wird nach in- 
nerstaatlichem Recht vollstreckt. 

(4) Der an der Streitigkeit beteiligte Vertragsstaat wird wäh- 
rend eines Schiedsverfahrens oder der Vollstreckung eines 
Schiedsspruchs nicht als Einwand geltend machen, dass der 
Investor des anderen Vertragsstaats eine Entschädigung für ei- 
nen Teil des Schadens oder den Gesamtschaden aus einer Ver- 
sicherung erhalten hat. 

Artikel 12 

Diplomatische Beziehungen 

Dieser Vertrag gilt unabhängig davon, ob zwischen den bei- 
den Vertragsstaaten diplomatische oder konsularische Bezie- 
hungen bestehen. 

Artikel 13 

Protokoll 

Das beiliegende Protokoll ist Bestandteil dieses Vertrags. 


Artikel 14 
Inkrafttreten, 

Geltungsdauer und Beendigung des Vertrags 

(1) Dieser Vertrag bedarf der Ratifikation; die Ratifikationsur- 
kunden werden so bald wie möglich ausgetauscht. 

(2) Dieser Vertrag tritt einen Monat nach Austausch der Rati- 
fikationsurkunden in Kraft. Er bleibt zehn Jahre lang in Kraft; 
nach deren Ablauf verlängert sich die Geltungsdauer auf unbe- 
grenzte Zeit, sofern nicht einer der beiden Vertragsstaaten den 


ressortissant de l’un des deux Etats contractants qu’il appar- 
tiendrait de proceder aux nominations. 

(5) Le tribunal d’arbitrage statue ä la majorite des voix. Ses 
decisions sont obligatoires. Chaque Etat contractant prendra ä 
sa Charge les frais occasionnes par l’activite de son propre arbi- 
tre ainsi que les frais de sa representation dans la procedure 
devant le tribunal d’arbitrage; les frais du President ainsi que les 
autres frais seront assumes ä parts egales par les deux Etats 
contractants. Le tribunal d’arbitrage pourra fixer un autre regie- 
ment concernant les depenses. Pour le reste, le tribunal 
d’arbitrage regiere lui-meme sa procedure. 

Article 1 1 

Reglement des differends entre 
un investisseur et un Etat contractant 

(1) Les differends relatifs ä des investissements et survenant 
entre l’un des Etats contractants et un investisseur de l’autre 
Etat contractant devraient, autant que possible, etre regles ä 
i’amiable entre les parties au differend. 

(2) Si le differend ne peut etre regle dans un delai de six mois 
ä compter de la date ä laquelle l’une des deux parties au 
differend l’aura souleve, il sera, au choix et sur demande de 
l’investisseur de l’autre Etat contractant, soumis respectivement 
ou successivement: 

1 . ä une procedure judiciaire dans l'Etat contractant sur le terri- 
toire duquel l’investissement est situe; 

2. ä une procedure d’arbitrage du Centre International pour le 
Reglement des Differends relatifs aux Investissements 
(CIRDI), en vue d’un regiement ou arbitrage, conformement 
ä la Convention sur le regiement des differends relatifs aux 
investissements entre Etats et investisseurs d’autres Etats, 
ouverte ä la signature le 18 mars 1965 ä Washington, ä 
moins que les parties au differend n’en conviennent autre- 
ment. 

(3) La sentence arbitrale sera obligatoire et ne pourra faire 
i’objet de plaintes ou recours autres que ceux prevus par la 
Convention susmentionnee. Elle sera executee conformement 
au droit national. 

(4) Au cours d’une procedure d’arbitrage ou de l’execution 
d’une sentence arbitrale, l’Etat contractant partie au differend ne 
soulevera aucune exception tiree du fait que l’investisseur de 
l’autre Etat contractant a ete dedommage partiellement ou 
integralement par une assurance. 


Article 12 

Relations diplomatiques 

L’application du present Traite ne depend pas de l’existence 
de relations diplomatiques ou consulaires entre les deux Etats 
contractants. 

Article 13 

Protocole 

Le Protocole annexe au present Traite en fait partie inte- 
grante. 

Article 14 

Entree en vigueur, 
duree et cessation du Traite 

(1 ) Le present Traite sera ratif ie; l’echange des Instruments de 
ratification aura lieu aussi töt que possible. 

(2) Le present Traite entrera en vigueur un mois apres 
l’echange des Instruments de ratification. II restera en vigueur 
pendant dix ans et sera prolonge par la suite pour une duree 
illimitee ä moins d’etre denonce par echt par l’un des deux Etats 
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Vertrag mit einer Frist von zwöif Monaten vor Abiauf schriftiich 
kündigt. Nach Abiauf von zehn Jahren kann der Vertrag jederzeit 
mit einer Frist von zwöif Monaten gekündigt werden. 

(3) Für Kapitaianlagen, die bis zum Zeitpunkt des Außerkraft- 
tretens dieses Vertrags vorgenommen worden sind, geiten die 
vorstehenden Artikei 1 bis 1 3 noch für weitere fünfzehn Jahre 
vom Tag des Außerkrafttretens des Vertrags an. 

(4) Mit dem inkrafttreten dieses Vertrags treten der Vertrag 
vom 21 . September 1 962 zwischen der Bundesrepubiik Deutsch- 
iand und der Repubiik Madagaskar über die Förderung von 
Kapitaianiagen, das dazugehörige Protokoii und der Briefwech- 
sei vom gieichen Tag außer Kraft. 

Geschehen zu Beriin am 1. August 2006 in zwei Urschriften, 
jede in deutscher und französischer Sprache, wobei jeder Wort- 
iaut gieichermaßen verbindiich ist. 


contractants sous reserve d’un preavis de douze mois avant son 
expiration. A i’expiration de ia periode de dix ans, ie present 
Traite pourra etre denonce ä tout moment sous reserve d’un 
preavis de douze mois. 

(3) Pour ies investissements effectues avant ia date d’expira- 
tion du present Traite, ies articies 1 ä 13 ci-dessus resteront 
encore appiicabies pendant quinze ans ä partir de ia date 
d’expiration du present Traite. 

(4) Des i’entree en vigeur du present Traite, ie Traite du 
21 septembre 1962 entre ia Repubiique federaie d’Aliemagne et 
ia Repubiique Malgache reiatif ä i’encouragement des investis- 
sements, ie protocoie y reiatif et i’echange de iettres de ia meme 
date cesseront de produire ieurs effects. 

Fait ä Beriin, ie 1 aoüt 2006, en doubie exempiaire en iangues 
aiiemande et frangaise, ies deux textes faisant egaiement foi. 


Für die Bundesrepubiik Deutschland 
Pour Ia Repubiique federaie d’Aliemagne 

Georg Boomgaarden 

Für die Republik Madagaskar 
Pour Ia Repubiique de Madagascar 

Alphonse Ralison 
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Protokoll 
zum Vertrag 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Republik Madagaskar 

über die gegenseitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalanlagen 


Protocole 
annexe au Traite 

entre la Republique föderale d’Allemagne 
et la Republique de Madagascar 

relatif ä l’encouragement et la protection mutuels des investissements 


Die Bundesrepublik Deutschland und die Republik Madagas- 
kar haben zum Vertrag vom 1. August 2006 über die gegen- 
seitige Förderung und den gegenseitigen Schutz von Kapitalan- 
lagen die nachfolgenden Bestimmungen vereinbart: 

1 . Zu Artikel 1 

a) Erträge aus der Kapitalanlage und im Fall ihrer Wieder- 
anlage auch deren Erträge genießen den gleichen 
Schutz wie die Kapitalanlage. 

b) Unbeschadet anderer Verfahren zur Feststellung der 
Staatsangehörigkeit gilt insbesondere als Staatsange- 
höriger eines Vertragsstaats jede Person, die einen von 
den zuständigen Behörden des betreffenden Vertrags- 
staats ausgestellten nationalen Reisepass besitzt. 

2. Zu Artikel 2 

Der Vertrag gilt auch in den Gebieten der ausschließlichen 
Wirtschaftszone und des Festlandsockels, soweit das Völ- 
kerrecht dem jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von 
souveränen Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen 
Gebieten erlaubt. 

3. Zu Artikel 3 

a) Als „Betätigung“ im Sinne des Artikels 3 Absatz 2 ist ins- 
besondere, aber nicht ausschließlich, die Verwaltung, 
die Erhaltung, der Gebrauch und die Nutzung der Kapi- 
talanlage sowie die Verfügung darüber anzusehen. Als 
eine „weniger günstige“ Behandlung im Sinne des Arti- 
kels 3 ist insbesondere anzusehen: die unterschiedliche 
Behandlung im Falle von Einschränkungen des Bezugs 
von Roh- und Hilfsstoffen, Energie und Brennstoffen 
sowie Produktions- und Betriebsmitteln aller Art, die 
unterschiedliche Behandlung im Falle von Behinderun- 
gen des Absatzes von Erzeugnissen im In- und Ausland 
sowie sonstige Maßnahmen mit ähnlicher Auswirkung. 
Maßnahmen, die aus Gründen der öffentlichen Sicher- 
heit und Ordnung, der Volksgesundheit oder Sittlichkeit 
zu treffen sind, gelten nicht als „weniger günstige“ 
Behandlung im Sinne des Artikels 3. 

b) Artikel 3 verpflichtet einen Vertragsstaat nicht, steuerli- 
che Vergünstigungen, Befreiungen und Ermäßigungen, 
die nach den Steuergesetzen nur den in seinem Hoheits- 
gebiet ansässigen Investoren gewährt werden, auf im 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats ansässige 
Investoren auszudehnen. 

c) Die Vertragsstaaten werden im Rahmen ihrer innerstaat- 
lichen Rechtsvorschriften Anträge auf die Einreise und 
den Aufenthalt von Personen des einen Vertragsstaats, 
die im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage in das 
Hoheitsgebiet des anderen Vertragsstaats einreisen wol- 


La Republique föderale d’Allemagne et la Republique de 
Madagascar, en ce qui concerne le Traite du 1 aoüt 2006 relatif 
ä l’encouragement et ä la protection mutuels des investisse- 
ments, ont convenu de ce qui suit: 

1 . Ad article 1 e'' 

a) Les produits de l’investissement et, en cas de reinvestis- 
sement, les produits de leur reinvestissement jouiront de 
la meme protection que l’investissement. 

b) Sans prejudice d’autres methodes de determination de 
la nationalite, sera consideree notamment comme res- 
sortissant d’un Etat contractant toute personne titulaire 
d’un passeport national delivre par les autorites compe- 
tentes de l’Etat contractant en question. 

2. Ad article 2 

Le Traite sera egalement applicable dans les zones de la 
Zone economique exclusive et du plateau Continental dans 
la mesure oü le droit international permet ä l’Etat contrac- 
tant en question d’y exercer des droits souverains ou la 
juridiction. 

3. Ad article 3 

a) Seront consideres comme «activites» au sens du para- 
graphe 2 de l’article 3 notamment, mais pas exclusive- 
ment, l’administration, le maintien, l’usage, la jouissance 
et la disposition d’un investissement. Seront conside- 
rees notamment comme «traitements moins favorables« 
au sens de l’article 3 toute inegalite de traitement en cas 
de restrictions ä l’achat de matieres premieres et de 
matieres auxiliaires, d’energie et de combustibles ainsi 
que de moyens de production et d’exploitation de tout 
genre, toute inegalite de traitement en cas d’entraves ä 
la vente de produits ä l’interieur du pays et ä l’etranger 
ainsi que toutes autres mesures ayant un effet analogue. 
Les mesures prises pour des raisons de securite, d’ordre 
et de sante publics ou de moralite ne seront pas con- 
siderees comme «traitement moins favorable« au sens 
de l’article 3. 

b) Les dispositions de l’article 3 n’obligent pas un Etat con- 
tractant ä etendre aux investisseurs residant sur le terri- 
toire de l’autre Etat contractant le benefice des avanta- 
ges, exonerations et reductions fiscaux qui, conforme- 
ment ä sa legislation fiscale, ne sont accordes qu’aux 
investisseurs residant sur son propre territoire. 

c) Les Etats contractants examineront avec bienveillance, 
dans le cadre de leur legislation interne, les demandes 
d’entree et d’autorisation de sejour introduites par des 
personnes relevant de l’un des Etats contractants et qui 
desirent entrer sur le territoire de l’autre Etat contractant 
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len, wohlwollend prüfen; das Gleiche gilt für Arbeitneh- 
mer des einen Vertragsstaats, die Im Zusammenhang 
mit einer Kapitalanlage In das Hoheitsgebiet des ande- 
ren Vertragsstaats einreisen und sich dort aufhalten wol- 
len, um eine Tätigkeit als Arbeitnehmer auszuüben. 
Auch Anträge auf Erteilung der Arbeitsgenehmigung 
werden wohlwollend geprüft. 

4. Zu Artikel 7 

Als „unverzüglich“ durchgeführt im Sinne des Artikels 7 Ab- 
satz 1 gilt ein Transfer, der innerhalb einer Frist erfolgt, die 
normalerweise zur Beachtung der Transferförmlichkeiten 
erforderlich ist. Die Frist beginnt mit der Einreichung eines 
entsprechenden Antrags und darf unter keinen Umständen 
drei Monate überschreiten. 

5. Bei Beförderungen von Gütern und Personen, die im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen, wird ein 
Vertragsstaat die Transportunternehmen des anderen Ver- 
tragsstaats weder ausschalten noch behindern und, soweit 
erforderlich, Genehmigungen zur Durchführung der Trans- 
porte erteilen. Hierunter fallen Beförderungen von 

a) Gütern, die unmittelbar für die Kapitalanlage im Sinne 
des Vertrags bestimmt sind oder die im Hoheitsgebiet 
eines Vertragsstaats oder eines dritten Staates von 
einem Unternehmen oder im Auftrag eines Unterneh- 
mens angeschafft werden, in dem Vermögenswerte im 
Sinne des Vertrags angelegt sind; 

b) Personen, die im Zusammenhang mit einer Kapitalan- 
lage reisen. 


en connexion avec un investissement; il en sera de 
meme pour les travailleurs relevant de l’un des Etats 
contractants et qui desirent, en connexion avec un 
investissement, entrer sur le territoire de l’autre Etat 
contractant et y sejourner en vue d’exercer une activite 
remuneree. Les demandes de permis de travail seront 
egalement examinees avec bienveillance. 

4. Ad article 7 

Sera considere comme effectue «sans delai» au sens du 
paragraphe 1 de l’article 7, tout transfert qui aura lieu dans 
le delai normalement necessaire ä l’observation des forma- 
lites de transfert. Le delai commencera ä courir ä la date de 
l’introduction de la demande y afferente et ne devra en 
aucun cas depasser trois mois. 

5. En cas de transport de biens ou de personnes en connexion 
avec un investissement, un Etat contractant n’exclura ni 
n’entravera les entreprises de transport relevant de l’autre 
Etat contractant et, en cas de besoin, accordera les autori- 
sations necessaires aux transports. Cette disposition 
s’appliquera aux transports 

a) de biens destines directement ä un investissement au 
sens du Traite ou achetes sur le territoire d’un Etat 
contractant ou d’un Etat tiers par une entreprise ou pour 
le compte d’une entreprise dans laquelle des biens au 
sens du Traite sont investis; 

b) de personnes voyageant en connexion avec un investis- 
sement. 
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Denkschrift 

I. Allgemeines 

Die Bundesrepublik Deutschland unterstützt den wirt- 
schaftlichen Aufbau der Entwicklungs- und Schwellen- 
länder durch eine Reihe von Maßnahmen. Eine wichtige 
Rolle spielt dabei die Förderung privater Kapitalanlagen. 
Private Kapitalanlagen sind in besonderem Maße geeig- 
net, die wirtschaftliche Entwicklung dieser Länder zu för- 
dern und ihre außenwirtschaftlichen Beziehungen mit der 
Bundesrepublik Deutschland zu verstärken. Investitionen 
der privaten Wirtschaft vermitteln neben Risikokapital vor 
allem auch technisches Wissen und unternehmerische 
Erfahrung. 

Ein Mittel zur Förderung von Direktinvestitionen ist der 
Abschluss von Investitionsförderungs- und -schutzver- 
trägen. Sie dienen der Förderung und dem Schutz priva- 
ter Kapitalanlagen in den oben genannten Ländern, 
indem sie bestimmte Rahmenbedingungen in völker- 
rechtlich verbindlicher Form festlegen. 

Die Verträge sind ferner eine wichtige Voraussetzung für 
die Übernahme von Investitionsgarantien gegen politi- 
sche Risiken. Nach den Bestimmungen des Haushalts- 
gesetzes kann die Bundesregierung derartige Garantien 
grundsätzlich nur dann übernehmen, wenn mit dem 
betreffenden Land ein Investitionsförderungs- und 
-schutzvertrag besteht. 

Der vorliegende Vertrag ist mit Madagaskar neu verhan- 
delt und dem modernen Rechtsschutzstandard ange- 
passt worden. Er wird den bisher geltenden Vertrag vom 
21. September 1962 zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Republik Madagaskar (BGBl. 1965 
II S. 369) über die Förderung von Kapitalanlagen ablösen. 
Er entspricht im Wesentlichen dem deutschen Muster- 
vertrag, der auch Grundlage zahlreicher entsprechender 
Verträge mit anderen afrikanischen Staaten ist. 

II. Besonderes 

Der Vertrag besteht aus 14 Artikeln. 

Zu Artikel 1 

Die Bestimmung enthält die Definition der Begriffe „Kapi- 
talanlagen“, „Erträge“ und „Investor“. Gemäß Protokoll- 
nummer 1 Buchstabe a genießen Erträge den gleichen 
Schutz wie Kapitalanlagen. Protokollnummer 1 Buchsta- 
be b enthält eine Klarstellung zur Feststellung der Staats- 
angehörigkeit von Investoren. 

Zu Artikel 2 

Die Bestimmung enthält die allgemeine Förderungs-, 
Zulassungs- und Schutzklausel für Kapitalanlagen sowie 
das Prinzip einer gerechten und billigen Behandlung. 
Jede Seite sichert ferner zu, Kapitalanlagen von Investo- 
ren der anderen Seite nicht zu diskriminieren. In Proto- 
kollnummer 2 wird festgelegt, dass der Vertrag auch in 
den Gebieten der ausschließlichen Wirtschaftszone und 
des Festlandsockels gilt, soweit das Völkerrecht dem 
jeweiligen Vertragsstaat die Ausübung von souveränen 
Rechten oder Hoheitsbefugnissen in diesen Gebieten 
erlaubt. 


Zu Arti kel 3 

Hier ist der Grundsatz der Inländerbehandlung und 
Meistbegünstigung niedergelegt. Danach dürfen vorge- 
nommene Kapitalanlagen nicht weniger günstig behan- 
delt werden als eigene Kapitalanlagen oder solche dritter 
Staaten. In Protokollnummer 3 Buchstabe a werden eini- 
ge Beispiele einer unzulässigen Schlechterbehandlung 
aufgeführt und Tatbestände erläutert, die nicht im Wider- 
spruch zum Gebot der Inländerbehandlung stehen. Pro- 
tokollnummer 3 Buchstabe b enthält eine Klarstellung 
über die steuerliche Behandlung von Investoren. Proto- 
kollnummer 3 Buchstabe c enthält eine Wohlwollensklau- 
sel zur Anwendung der innerstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten für Einreise, Aufenthalt und Arbeitsgenehmigung im 
Zusammenhang mit einer Kapitalanlage. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung behandelt den Eigentumsschutz sowie 
die Entschädigungspflicht im Falle einer Enteignung und 
gewährt den ordentlichen Rechtsweg zur Überprüfung 
von Enteignungsmaßnahmen. Eine Enteignung oder Ver- 
staatlichung ist nur zum allgemeinen Wohl und gegen 
wertentsprechende Entschädigung zulässig. Bei Verlus- 
ten an Kapitalanlagen infolge von Krieg, Revolution, 
Staatsnotstand oder sonstiger Ausnahmesituationen 
wird Inländerbehandlung und Meistbegünstigung im 
Falle einer Entschädigung zugesichert. 

Zu Artikel 5 

In der Bestimmung wird der freie Transfer von Kapital und 
der im Zusammenhang mit einer Kapitalanlage stehen- 
den Zahlungen zugesichert. Das betrifft insbesondere 
den Transfer von Kapital und Erträgen, die Rückzahlung 
von Darlehen, des Erlöses im Falle der Liquidation oder 
Veräußerung einer Kapitalanlage sowie von Entschädi- 
gungen. 

Zu Artikel 6 

Die Bestimmung enthält den Grundsatz der Subrogation, 
wonach die Bundesrepublik Deutschland im Falle einer 
Entschädigungszahlung an den deutschen Investor auf- 
grund einer Bundesgarantie gegen nichtkommerzielle 
Risiken die auf sie übergegangenen Rechte des Investors 
im eigenen Namen gegenüber dem Vertragspartner gel- 
tend machen kann. 

Zu Artikel 7 

Hier sind Festlegungen über den anzuwendenden Wech- 
selkurs enthalten. Gemäß Protokollnummer 4 darf die 
Transferfrist nach Einreichung eines entsprechenden 
Antrags zwei Monate nicht überschreiten. 

Zu Artikel 8 

Nach diesem Artikel gehen günstigere Regelungen für 
den Investor, ob nach dem Recht des Anlagelandes oder 
aufgrund von völkerrechtlichen Verpflichtungen, dem 
Vertrag vor (Besserstellungsklausel). Zugleich sichern die 
Vertragsstaaten zu, dass sie dem Investor gegenüber 
eingegangene Verpflichtungen einhalten werden. 
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Zu Artikel 9 

Hier wird der Geltungsbereich des Vertrags geregelt. 
Danach gilt dieser auch für Kapitalanlagen, die vor sei- 
nem Inkrafttreten vorgenommen worden sind, jedoch 
nicht für Streitigkeiten, die vor seinem Inkrafttreten ent- 
standen sind. 


Zu Artikel 1 0 

Dieser Artikel sieht ein Schiedsverfahren bei Streitig- 
keiten zwischen den Vertragsstaaten über die Auslegung 
oder Anwendung des Vertrags vor, falls diese nicht 
gütlich zwischen den Vertragsstaaten beigelegt werden 
können. 


Zu Artikel 1 1 

Für den Fall, dass eine Streitigkeit zwischen einem Inves- 
tor und dem jeweiligen Gaststaat nicht gütlich beigelegt 
werden kann, sieht dieser Artikel für den Investor die 
Möglichkeit vor, den internationalen Rechtsweg zu 
beschreiten (Investor-Staat-Schiedsklausel). 


Zu Artikel 1 2 

Der Artikel enthält eine Fortgeltungsklausel für den Fall, 
dass keine diplomatischen oder konsularischen Bezie- 
hungen zwischen den Vertragsstaaten bestehen sollten. 

Zu Artikel 1 3 

Der Artikel stellt klar, dass das anliegende Protokoll 
Bestandteil des Vertrags ist. 

Zu Artikel 1 4 

Der Artikel regelt das Inkrafttreten des Vertrags, seine 
Geltungsdauer und Kündigung sowie den nachfolgenden 
Rechtsschutz nach erfolgter Kündigung. 

Zum Protokoll 

Das Protokoll enthält eine Reihe von Erläuterungen und 
Ausführungsbestimmungen, die Bestandteil des Vertrags 
sind. Abgesehen von den im Zusammenhang mit den 
jeweiligen Artikeln erwähnten Bestimmungen enthält das 
Protokoll in Nummer 5 ein Behinderungsverbot bei 
Beförderungen von Gütern und Personen im Zusammen- 
hang mit einer Kapitalanlage. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Gesetzentwürfe zu den Investitionsförderungs- und -Schutzverträgen der 
Bundesrepublik Deutschland 

a) vom 01. 08. 2006 mit der Republik Madagaskar 

b) vom 08. 09. 2006 mit der Republik Trinidad und Tobago 

c) vom 08. 11. 2006 mit der Republik Guinea 

d) vom 05. 02. 2007 mit dem Königreich Bahrain 

e) vom 30. 05. 2007 mit dem Sultanat Oman 

Der Nationale Normenkontrollrat hat die oben genannten Gesetzentwürfe auf 
Bürokratiekosten, die durch Informationspflichten begründet werden, geprüft. 

Mit den Gesetzentwürfen werden keine Informationspflichten neu eingeführt, 
geändert oder aufgehoben. 

Der Nationale Normenkontrollrat hat daher im Rahmen seines gesetzlichen 
Prüfauftrags keine Bedenken gegen das Regelungsvorhaben. 
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